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Der Gesetzgeber der Bundesrepublik Deutschland hat sich 
zum Ziel gesetzt, die Gleichstellung von Frauen und Männern 
zu verwirklichen, bestehende Benachteiligungen aufgrund des 
Geschlechts (insbesondere die Benachteiligungen von Frauen) 
zu beseitigen, künftige Benachteiligungen zu verhindern und 
die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Berufstätigkeit für 
Frauen und Männer zu verbessern. 

Um diese Ziele zu erreichen, ist die Erstellung eines Gleichstel-
lungsplans für die MSPT verpflichtend. Der vorliegende Plan 
enthält die Analyse des Ist-Zustandes, blickt auf die bereits 
erreichten Ziele in den Vorjahren, prüft kritisch weiterhin be-
stehende Benachteiligungen und definiert neue Zielstellungen. 
Somit ist der Gleichstellungsplan ein wesentliches Personal-
steuerungs- und Personalentwicklungsinstrument zur Veran-
kerung der gesetzlich initiierten Gleichberechtigung von Frau-
en und Männern.

Für die Museumsstiftung ist die Umsetzung des Gleichstel-
lungsgesetzes mehr als Verpflichtung. Wir sind der Über-
zeugung, dass Gleichstellung und Chancengleichheit die 
Grundlage für ein leistungsfähiges, kreatives und angstfreies 
Arbeitsumfeld bilden. Ein Blick auf den Status Quo zeigt, dass 
dies für die Museumsstiftung nicht nur Lippenbekenntnisse 
sind. Von insgesamt 122 Mitarbeitenden zum Stichtag der 
Datenerhebung am 30. Juni 2025, beschäftigte die Stiftung 
79 Frauen (65 Prozent) und 43 Männer (35 Prozent). Die Füh-
rungspositionen sind mit zehn Frauen und sechs Männern be-
setzt. Auf dieses Ergebnis können wir zurecht selbstbewusst 
schauen. Wir haben damit das festgelegte Ziel der Bundesre-
gierung, die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Män-
nern an Führungspositionen nach Maßgabe des Bundesgleich-
stellungsgesetzes bis Ende 2025 zu erreichen, umgesetzt.

Eine detaillierte Analyse der Zahlen gibt dieser Plan. Er ermög-
licht uns eine kritische Betrachtung unserer Personalentwick-
lung und Stiftungskultur in Hinblick auf Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie, die Orientierung an Berufs- und Lebensphasen 
der Beschäftigten und die Förderung von Mitarbeitenden in 
unterrepräsentierten Bereichen. Darüber hinaus zeigen die 

Einleitung

statistischen Auswertungen mit der Darstellung der Beschäf-
tigung nichtbinärer Personen, dass eine sich verändernde 
gesellschaftliche Realität ihren Niederschlag in der Stiftung 
findet und wir in der MSPT Gleichberechtigung im weitesten 
Sinne leben. Dieser Themenkreis wird uns in der kommenden 
Zeit weiter begleiten.  Insbesondere der hohe Frauenanteil in 
Teilzeitbeschäftigung spiegelt die traditionelle Erwerbsbiogra-
fie in Deutschland wider. Die Daten öffnen den Blick auf die 
noch bestehenden Defizite und ermöglichen uns, Ziele für die 
nächsten vier Jahre zu formulieren.

Wir machen es uns zur Aufgabe, ein Arbeitsumfeld zu schaf-
fen, in dem Diskriminierung und Ungleichheit keinen Raum 
finden und Gleichstellungsstandards selbstverständlich gelebt 
werden können. Wir meinen Gleichstellung nicht nur in Bezug 
auf das Geschlecht und erweitern den Begriff ausdrücklich 
um die Förderung von Vielfalt in unserem Arbeitsumfeld. Dies 
kann nur über strukturelle und langfristig angelegte Maßnah-
men erreicht werden.

Der erste Gleichstellungsplan der Stiftung trat am 12. Juli 2006 
in Kraft. Aktualisierungen erfolgten in den Jahren 2013 und 
2018.

Der vorliegende Plan zieht Bilanz des bisher Erreichten und 
setzt Ziele für die Zukunft.

Anja Schaluschke
Kuratorin der 
Museumsstiftung Post und Telekommunikation

I. Vorwort

Der vorliegende Gleichstellungsplan formuliert die zentralen 
Maßnahmen und Ziele zur Förderung von gleichberechtigter 
beruflicher Teilhabe von Frauen und Männern in der Museums-
stiftung Post und Telekommunikation. Er wurde auf der Grund-
lage des Bundesgleichstellungsgesetzes erstellt, welches in der 
derzeitigen, grundlegend novellierten Form 2015 in Kraft trat. 

Zur Museumsstiftung (MSPT) gehören die Museen für Kom-
munikation in Berlin, Frankfurt und Nürnberg. Daneben bilden 
das Archiv für Philatelie in Bonn und zwei Sammlungsdepots in 
Heusenstamm und Berlin-Tempelhof die Grundlage der Stiftung.   
Die Sammlungen sind in ihrer Bandbreite und Qualität einzig-

artig in Deutschland und darüber hinaus. Ihre Bestände doku-
mentieren die historische Entwicklung der Kommunikation in 
allen Facetten.

Gegründet wurde die Museumsstiftung Post und Telekommu-
nikation im Zuge der bundesdeutschen Postreform 1995. Sie 
ist eine bundesunmittelbare Stiftung des öffentlichen Rechts. 
Als Leitungsorgane fungieren das Kuratorium und die Kura-
torin. Finanziell getragen wird die Museumsstiftung von der 
Deutschen Post AG und der Deutschen Telekom AG.
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Die gesetzlichen Grundlagen für die Gleichstellung in Deutsch-
land sind vielschichtig und reichen von verfassungsrechtlichen 
Prinzipien bis hin zu spezifischen Gesetzen, die neben dem 
Bundesgleichstellungsgesetz zur Umsetzung und Einhaltung 
verpflichten. Die Dringlichkeit, mit der die Gleichstellung vom 
Gesetzgeber angegangen wird, verdeutlicht deren gesell-
schaftlichen Stellenwert. Sie werden aus diesem Grund hier in 
Kürze genannt. 

II. Gesetzliche Grundlagen

Verfassungsrechtliche Grundlage

•	Grundgesetz (GG), Artikel 1: enthält den allgemeinen 
Gleichheitssatz, wonach alle Menschen vor dem Gesetz 
gleich sind.
•	Grundgesetz (GG), Artikel 2: Stellt fest, dass alle Men-
schen vor dem Gesetz gleich sind, Männer und Frauen gleich-
berechtigt sind und der Staat die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung fördern muss.
•	Grundgesetz (GG), Artikel 3: Verbietet ausdrücklich 
Benachteiligungen oder Bevorzugungen aufgrund des Ge-
schlechts, der Abstammung, der Rasse, der Sprache, der 
Heimat und Herkunft, des Glaubens, der religiösen oder 
politischen Anschauungen oder einer Behinderung.

Bundesgesetze

•	Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG): schützt 
vor Benachteiligung aufgrund von Geschlecht, Alter, ethni-
scher Herkunft, Religion, Weltanschauung, Behinderung oder 
sexueller Identität im Arbeitsleben. Es schützt umfassend vor 
Diskriminierung.

•	Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG): Zielt auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentlichen 
Dienst des Bundes ab und fördert die Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. Bestehende Benachteiligungen aufgrund 
des Geschlechts, insbesondere von Frauen sollen besei-
tigt und künftige Benachteiligungen verhindert werden. 
Das zentrale Instrument zur Umsetzung des BGleiG ist der 
Gleichstellungsplan.

•	Zweites Führungspositionen-Gesetz (FüPoG II): regelt 
die verbindliche Beteiligung von Frauen in Führungspositionen 
in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst. 

•	Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG): Regelt die Gleich-
behandlung von Teilzeitbeschäftigten und befristet Beschäftigten.
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III. Analyse

1. Bestandsaufnahme

a) Allgemeine Personalentwicklung

Die Gesamtanzahl des Personals ist seit Stiftungsgründung im 
Jahr 1995 von 85 zunächst auf 130 im Jahr 2002 gestiegen 
und nach der Reorganisation im Jahr 2004/ 2005 wieder ge-
sunken. 

Im Jahr 2014 wurde ein neues Personalkonzept der Stiftung 
beschlossen, hierin waren 86 unbefristete Vollzeitstellen (Stel-
lenplan) festgeschrieben, sechs Volontariate (befristet) und sie-
ben Projektstellen (befristet) vorgesehen. Weitere befristet zu 
besetzende Positionen wurden in den Folgejahren genehmigt: 
vier studentische Hilfskräfte und drei Projektstellen Buchungs-
management.

Durch Erweiterungen beinhaltet der Stellenplan der MSPT ab 
2026 insgesamt 90 Vollzeitstellen. Zudem beinhaltet das Per-
sonalkonzept 2026 sechs Volontariate, vier studentische Hilfs-
kräfte und acht Projektstellen. 

Für die hier vorgenommene Betrachtung der Beschäftigungs-
daten werden die letzten beiden Meldungen der Gleichstel-
lungsstatistik an das Bundesministerium der Finanzen für die 
Jahre 2023 und 2025 herangezogen. Der Stichtag ist jeweils 
der 30.06. des Berichtsjahres.

Zum Stichtag 30.06.2025 waren im Jahr insgesamt 122 Perso-
nen bei der Stiftung beschäftigt, davon 79 Frauen (65%) und 
43 Männer (35%). 

Im statistischen Erfassungsjahr 2023 lag der Frauenanteil bei 
61%. Von insgesamt 121 Personen waren 74 Frauen, 46 Män-
ner und eine nichtbinäre Person beschäftigt. Der Anteil bzgl. 
der Gesamtbeschäftigtenanzahl der bei der Museumsstiftung 
angestellten Frauen ist somit in 2025 um 4% gegenüber 2023 
gestiegen.

In Bezug auf den Erhebungszeitraum für den letzten Gleich-
stellungsplan aus dem Jahr 2018 ergibt sich eine Steigerung 
des Frauenanteils um 8%. Zum damaligen Stichtag 30.06.2018 
waren 112 Personen, davon 64 Frauen (57 %) und 48 Männer 
(43 %), beschäftigt. 

2018 2023 2025nichtbinär

57%

43%

61%

39%

65%

1%

35%

Geschlechterverteilung
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Geschlechterverteilung der Teilzeiten

2023

68%

32%

2025

19%

81%

Am Stichtag 2025 waren fünf Volontariate besetzt, vier Verträge 
wurden mit Frauen geschlossen. 2023 waren alle Volontariats-
stellen mit Frauen besetzt. 

Im Jahr 2025 hatten sechs der acht besetzten Projektstellen 
Frauen inne (75%), zum Jahr 2023 waren noch fünf von sie-
ben Projektstellen mit Frauen besetzt (71%); eine Stelle wurde 
durch eine nichtbinäre Person besetzt. Die Anzahl der Projekt-
stellen hat sich insgesamt erhöht und damit auch der Anteil 
der Frauen.

Neueinstellungen von verbeamteten Beschäftigten wurden 
nicht vorgenommen. 

Im Jahr 2025 waren von 6 verbeamteten Beschäftigten drei 
weiblich. Im Jahr 2023 stellte sich das Verhältnis ebenso pa-
ritätisch dar, von acht verbeamteten Beschäftigten waren die 
Hälfte Frauen, der Frauenanteil blieb demnach unverändert.

b) Befristungen 

Zum Stichtag 30.06.2025 waren stiftungsweit 41 befristete 
Verträge zu verzeichnen, der Frauenanteil beträgt mit 26 Stel-
leninhaberinnen 63%. Im Jahr 2023 waren 36 Verträge befris-
tet, davon wurden 25 mit Frauen geschlossen und ein Vertrag 
mit einer nichtbinären Person. Der diesbezügliche Frauenanteil 
sank von 69% im Jahr 2023 auf 63% im Jahr 2025.

Im Jahr 2025 waren neun befristete Verträge auf Teilzeitver-
tretungen der eigentlichen Stelleninhabenden zurückzufüh-
ren, wobei fünf dieser neun Verträge mit Frauen geschlossen 
wurden. In 2023 wurden noch acht Frauen bei insgesamt drei-
zehn dieser Teilzeitvertretungen befristet beschäftigt. In 2025 
haben somit 55% Frauen gegen 62% in 2023 befristete 

Verträge aufgrund von Teilzeitvertretung erhalten. Die An-
zahl der befristeten Verträge mit Teilzeitbeschäftigung wird 
in c) Teilzeiten subsumiert. 

c) Teilzeiten 

In der nachfolgenden Erhebung werden die sich in Elternzeit 
befindlichen Teilzeitbeschäftigen nicht berücksichtigt (vgl. d).

Im Jahr 2023 arbeiteten stiftungsweit 47 Personen in Teilzeit, 
die Zahl der mit Frauen geschlossen Verträgen lag bei 32, mit-
hin 68%, der Anteil der durch Männer in Anspruch genomme-
nen Teilzeiten demnach bei 32%. 

Zum Stichtag 2025 war die Anzahl von 47 Personen in Teil-
zeit identisch. Von diesen 47 Beschäftigten waren 38 Frauen, 
mithin 81%. Somit ging die Zahl der männlichen, in Teilzeit 
Beschäftigten mit 19% noch einmal signifikant zurück.

Bei der Analyse der Teilzeitgründe ist zunächst zwischen Be-
schäftigten mit von vornherein geschlossenen Teilzeitverträ-
gen und Beschäftigten in Vollzeit, die ihre Arbeitszeiten aus 
individuellen Gründen reduziert haben, zu unterscheiden.

Von Beschäftigten, die temporär von Vollzeit in Teilzeit wech-
selten, sind 12 Frauen und drei Männer zu verzeichnen.
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Die Teilzeitgründe ergeben sich wie folgt:

Im Gegensatz zum vormaligen Berichtszeitraum wurden an 
den hier zugrundliegenden Stichtagen keine Teilzeiten mehr 
aufgrund von Kinderbetreuung in Anspruch genommen – von 
diesen Daten ausgenommen sind Elternteilzeiten (siehe Erläu-
terung Punkt d), Elternzeiten). Auch Teilzeitgründe aufgrund 
der Pflege von Angehörigen lagen nicht vor. In 2023 befanden 
sich eine Frau und ein Mann in Altersteilzeit. Es ist also festzu-
stellen, dass die klassischen Gründe die Arbeitszeit reduzieren 
zu wollen, nämlich um Familien- und Pflegeaufgaben mit dem 
Beruf zu vereinbaren, in der Stiftung zum Stichtag nicht oder 
nur unwesentlich verantwortlich sind. Anzunehmende Gründe 
wären demnach z. B. eine persönliche Work-Life Balance oder
Selbstfürsorge.  Daraus kann jedoch nicht der Rückschluss er-
folgen, dass die Verbesserung und die Etablierung einer fami-
lienfreundlichen Arbeitskultur zu vernachlässigen wären. Auch 
der Stiftung steht der Generationenwechsel unmittelbar bevor 
bzw. steckt sie schon mittendrin.

d) Elternzeiten (ruhende Arbeitsverhältnisse)

Im Jahr 2023 befanden sich bis zum Stichtag insgesamt zwei 
Frauen und ein Mann in Elternzeit.

Im Jahr 2025 befanden sich bis zum Stichtag 30.06.2025 
insgesamt zwei Frauen in Elternzeit, zwei Frauen nutzten da-
rüber hinaus die Möglichkeit, während der Elternzeit in der 
Museumsstiftung weiter in Teilzeit zu arbeiten (Elternteilzeit) 
und ein Mann hat den gesetzlich verankerten Anspruch be-
reits geltend gemacht.

e) Führungspositionen 

Die Museumsstiftung ist nach dem Hierachieprinzip organi-
siert. Neben dem Aufsichtsgremium (Kuratorium) - bestehend 
aus Vertretenden der Deutschen Post AG, der Telekom AG, des 
Bundesministeriums der Finanzen, des Bundesrats und Vertre-
tenden anderer Museen – sind für das operative Geschäft der 
Museumsstiftung die Kuratorin und ihre ständige Vertreterin 
angestellt tätig und zuständig. Ihnen obliegen auch sämtliche 
Personalentscheidungsbefugnisse, außer der Bestellung der 
Museumsleitungen. 16 Führungskräfte (drei Direktorinnen, 
zwei Leitungen von Kompetenzzentren, fünf Abteilungs- und 
sechs Teamleitungen) leiten Tarifbeschäftigte und Beamte aus 
einem breiten Qualifikationsspektrum personell und fachlich 
an. Unter den Führungskräften sind 10 Frauen (62,5%) und 
sechs Männer (37,5%) vertreten.

Das Kuratorium war im Jahr 2023 und 2025 mit vier Frauen 
von neun stimmberechtigten Vertretenden und zwei Frauen 
von drei beratenden Vertretenden besetzt. Die Positionen des 
Kuratoriumsvorsitzes und der Stellvertretung sind mit Frauen 
besetzt. Im Vergleich zum Berichtszeitraum des letzten Gleich-
stellungsplans 2018 hat sich nicht nur der Frauenanteil an den 
Mitgliedern des Kuratoriums erhöht. Auch der Vorsitz wird 
seit 2020 von einer Frau eingenommen. Insgesamt besteht das 
Kuratorium aus zwölf weiblichen und zwölf männlichen Perso-
nen (inkl. Vertretungen), damit ist das Kuratorium paritätisch 
besetzt.

f) Vergütungen 

Die Museumsstiftung vergütet nach TVöD (Bund). Die Be-
schäftigten sind aufgrund ihrer übertragenen Aufgaben hier-
nach (EntgO Bund) automatisch einer Entgeltgruppe (EG) zu-
geordnet. Die Zuordnung nimmt die Personalabteilung nach 
den Vorgaben des TVöD vor. Die Höhe der Vergütung richtet 
sich zudem nach Stufen. Je nach Dauer der einschlägigen Be-
rufserfahrungen werden die Beschäftigten einer Grund- oder 
Erfahrungsstufe zugeordnet, welche sich nach vorgegebenen 
Laufzeiten automatisch erhöht. Hiermit steigt auch die Ver-
gütung. Verbeamtete Beschäftigte werden entsprechend ihres 
Status vergütet.

Im Bereich der Volontariate (Festgehalt: 50% der EG 13) sind 
2025 vier Frauen und ein Mann angestellt, im Jahr 2023 waren 
sechs Stellen mit Frauen besetzt. 

Der Anteil der Frauen im einfachen Dienst (EG 2 bis EG 4 bzw. 
A6e) liegt bei 83%. In beiden Jahren des Betrachtungszeitraum 
waren hier jeweils fünf Frauen und ein Mann beschäftigt.

Im mittleren Dienst (EG 5 bis EG 9a bzw. bis A9m) lag 2023 
der Anteil der Frauen bei 25 (56%) und 20 Männern (44%); 
im Jahr 2025 waren 23 Frauen (56%) und 18 Männer (44%) 
beschäftigt, der prozentuale Anteil blieb unverändert.
Im gehobenen Dienst (EG 9b bis EG 12 bzw. A 10 bis A13g) 
waren im Jahr 2025 mit 36 Frauen 19 Frauen mehr angestellt 
als Männer (17). In 2023 waren es 32 Frauen und 17 Männer. 
Ferner wurde eine nichtbinäre Person in diesem Gehaltsseg-
ment beschäftigt. Somit stieg der Anteil der in diesen Vergü-
tungsgruppen beschäftigten Frauen um 4 %.  

Auch im höheren Dienst (ab EG 13 bzw. A 13h und AT) setzt 
sich dieser Trend fort. Im Jahr 2025 betrug der prozentuale 
Anteil bei zehn weiblichen Beschäftigten 63% gegenüber 6 
männlichen Beschäftigten (37%). Gegenüber 2023 stellt dies 
eine Steigerung des Frauenanteils um 7% dar, bei 9 weiblichen 
und 7 männlichen Beschäftigten. 

g) Aufstiege / Höhergruppierungen

Seit dem Berichtszeitraum des vorherigen Gleichstellungsplans 
2018 wurden keine Beamt:innen befördert und grundsätzlich 
werden keine neuen Beamt:innen übernommen.
Im Jahr 2023 erfolgte aufgrund von veränderter Aufgaben-
übertragung bzw. aufgrund von Stellenwechsel die Höher-
gruppierung einer Frau sowie von zwei Männern. 2025 erfolg-
ten Höhergruppierungen aus denselben Gründen von sechs 
Frauen und einem Mann. 

Im Rahmen der Umsetzung der tarifvertraglichen Anpassun-
gen bzw. der EntgO kam es außerdem zu Überleitungen in 
höhere Entgeltgruppen. Hiervon profitierten in größerem Um-
fang Frauen.
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Geschlechterverteilung innerhalb der Dienstebenen

einfacher Dienst mittlerer Dienst gehobener Dienst höherer Dienst

2023        2025        

17% 17% 44% 44% 32%34%

2%

83%

44%

56%56% 56% 68%

37%

63%64%

nonbinär

83%

2023        2025        2023        2025        2023        2025        

2025

37,50%

Geschlechterverteilung der Führungspositionen

2023

53%
47%

62,50%

8 Frauen     7 Männer 10 Frauen    6 Männer
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h) Leistungsorientierte Bezahlung (LOB)

Die Coronapandemie sowie verschiedene Personalwechsel in 
den Führungsebenen erschwerten eine leistungsorientierte 
Bewertung der Beschäftigten über einen längeren Zeitraum.  
Da sich die Dienstvereinbarung zur leistungsorientierten Be-
zahlung unter anderem aus diesen Gründen in der Überarbei-
tung und sich zurzeit in Abstimmung mit der Stiftungsleitung 
befindet, wurde sich mit dem Personalrat darauf verständigt, 
in dieser Phase des Betrachtungszeitraum den Beschäftigten 
1% der Bruttobezüge auszuzahlen. Nur so können die Werte 
zum Vergleich herangezogen werden.

2023 erhielten 64 Frauen durchschnittlich 347,86 Euro und 
39 Männer 446,85 Euro, somit erhielten die Frauen im Durch-
schnitt 98,91 Euro weniger. 

2025 erhielten 65 Frauen durchschnittlich 418,36 Euro und 39 
Männer 474,27 Euro. Die Frauen haben in der Gesamtbetrach-
tung mit 55,91 Euro nach wie vor ein durchschnittlich geringe-
res Bruttoeinkommen, jedoch hat sich die Differenz in diesem 
Jahr um fast die Hälfte reduziert. Dennoch beträgt der Lohn-
unterschied ca. 12%. 

Die Berechnung des LOB kann als Betrachtung für die Ursachen 
des Gender-Pay-Gap im öffentlichen Dienst herangezogen wer-
den. Dieser fällt aufgrund der fixen Entgelttabellen geringer aus 
als in der Privatwirtschaft, ist aber dennoch mit durchschnitt-
lich ca. 7% signifikant. Mit 12% liegt die Stiftung deutlich über 
dieser Quote. Als zentrale Gründe für die Ursachen werden im 
öffentlichen Dienst die Zugangschancen zu Führungspositio-
nen, Leistungsbeurteilungen für den beruflichen Aufstieg und 

Leistungsorientierte Bezahlung (LOB)

2023

347,86€

446,85€

2025

474,27€

418,36€

die hohe Teilzeitquote von Frauen beschrieben. Der Grund, 
dass Frauen nicht oder seltener in Führungspositionen bzw. 
in gehobenen Entgeltgruppierungen vertreten sind, kann in 
der Stiftung nicht angeführt werden, ebenso wenig versteckte 
Ungleichbehandlung durch Leistungsbeurteilungen. Es ist also 
abzuleiten, dass ausschließlich die hohe Teilzeitquote der Stif-
tungsfrauen zu der Gehaltsungleichheit führt.

i) Einstellungen / Bewerbungen

Im Zeitraum vom 01.07.2022 bis 30.06.2023 fanden 24 Ein-
stellungen nach Auswahlverfahren statt. Es bewarben sich 
insgesamt 407 Frauen, 230 Männer und eine nichtbinäre Per-
son, es wurden 18 Frauen, fünf Männer und eine nichtbinäre 
Person eingestellt.

Im Zeitraum vom 01.07.2024 bis 30.06.2025 fanden insgesamt 
25 Einstellungen nach Auswahlverfahren statt. Es bewarben 
sich 483 Frauen und 163 Männer, es wurden 21 Frauen und 4 
Männer eingestellt.

Der Frauenanteil der Bewerbenden ist nach wie vor wesentlich 
höher als der Anteil der männlichen Bewerber. Unabhängig 
davon wurden mehr Frauen als Männer eingestellt. Die Anzahl 
der Bewerbungen insgesamt ist in den Vergleichszeiträumen 
annähernd gleich.

Berechnungsformel Gender-Pay-Gap: Gender-Pay-Gap (%) = 
(Durchschnittslohn Männer – Durchschnittslohn Frauen) ÷ Durchschnittslohn Männer) x 100
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2. Handlungsbedarfe

a) Allgemeine Personalentwicklung

Im Jahr 2025 lag der Frauenanteil bei insgesamt 122 Beschäf-
tigten bei 65% und ist somit gegenüber dem Jahr 2023 um 
4% gestiegen.

Im Geschlechterverhältnis unter den Beschäftigten überwiegt 
der Anteil der mit Frauen besetzten Stellen auf allen Dienst-
ebenen. Ein Handlungsbedarf besteht hier derzeit nicht.

b) Befristungen

Die Anzahl befristeter Verträge nahm in den letzten Jahren 
aufgrund der Zunahme der befristeten Teilzeitbeschäftigungen 
unter den unbefristet Beschäftigten und aufgrund von Projekt-
arbeiten zu. Die Befristungen werden nur in notwendig wer-
denden Situationen vorgenommen und sind immer im Sinne 
von § 30 TVÖD und § 14 Abs. 1 TzBfG sachlich zu begründen.

Der Anteil der mit befristeten Verträgen beschäftigten Frauen 
liegt bei 63% und ist somit höher als der Anteil der befristet 
beschäftigten Männer. Im Vergleich mit der Gesamtheit der 
beschäftigten Frauen, ist der Anteil der befristet Beschäftigten 
um 4% geringer. Handlungsbedarf besteht nicht. 

c) Teilzeiten

Der Anteil der teilzeitbeschäftigten Frauen erhöhte sich auf 
81% (vgl. 2018: 77%) und liegt damit weit über dem Anteil 
der Männer (19%). Hier besteht Handlungsbedarf. 
Daher sollen die Mitarbeitenden zukünftig bei Teilzeitwün-
schen über die eventuellen monetären Folgen bis hin zur Rente 
informiert werden.

Unsere familienfreundlichen, flexiblen Dienstzeitenmodelle 
unterstützen die Vereinbarkeit von vielfältigen Fürsorgeaufga-
ben und Beruf. Die Rückkehr in die Vollzeit ist unter diesen 
Voraussetzungen attraktiver und wirkt eventuellen „Teilzeit-
zwängen“ entgegen (vgl. Punkt 4.).

Erfreulicherweise stieg der Anteil der Männer, welche wegen 
der Betreuung ihrer Kinder in Teilzeit arbeiten. Diese Tendenz 
soll weiter unterstützt werden. 

Viele Männer nutzen bereits z. B. das mobile Arbeiten, um ihre 
Familie und den Beruf besser zu vereinbaren. Elternzeit oder El-
ternteilzeit wird vorerst nur selten von männlichen Kollegen in 
Anspruch genommen. Es sind in der Zukunft geeignete Maß-
nahmen zu ergreifen, um auch Väter für die berufsbegleitende 
Erziehungszeit der Kinder zu motivieren.

d) Elternzeiten

Stiftungsweit sind zwei Frauen in Elternzeit, bevorstehende El-
ternzeiten wurden von einer Frau und einem Mann angezeigt. 

Die Mitarbeitenden sollen noch besser über die gesetzlichen 
Ansprüche und die Möglichkeiten in der Stiftung informiert 
werden. Zudem sollen befristete Verträge (vgl. 2 b) nur rest-

riktiv vereinbart werden, um den Beschäftigten mehr Existenz-
sicherheit geben zu können. Väter sollen bestärkt werden, 
Elternzeit zu beantragen.

e) Führungspositionen

Die Stiftung ist es unter der Maßgabe der Bestenauslese er-
folgreich gelungen, die Führungspositionen ausgeglichen mit 
Frauen und Männern zu besetzen. Das Ziel der Bundesregie-
rung, in der öffentlichen Verwaltung bis 2025 gleichberechtig-
te Teilhabe von Männern und Frauen an Führungspositionen 
umzusetzen, wurde erreicht. Dieser Erfolg ist zu erhalten und 
bei künftigen Stellenausschreibungen weiterhin zu beachten. 

Auch das Kuratorium als Aufsichtsgremium der MSPT ist pari-
tätisch besetzt, der Vorsitz und die Stellvertretung sind jeweils 
mit einer Frau besetzt. 

Ein Handlungsbedarf besteht hier derzeit nicht.

f) Vergütungen

Eine ungleiche Vergütung lässt sich insoweit feststellen, dass 
die Frauen der Stiftung durchschnittlich 12% weniger verdie-
nen als Männer.

Die Analyse (vgl. II. 1. f u. h) zeigt jedoch, dass die Ursache 
hierfür nicht in der grundsätzlichen Eingruppierungssystema-
tik zu finden ist, sondern vielmehr bei den Teilzeiten, welche 
stets eine Reduzierung der Vergütung mit sich bringen. Eine 
weitere Ursache ergibt sich aus den individuellen Stufenzuord-
nungen, die bei Frauen aufgrund verminderter Erwerbsbiogra-
fien oft geringer ausfallen.

Ein Handlungsbedarf ergibt sich insofern, dass die Mitarbei-
tenden verstärkt über die Folgen von Arbeitszeitverringerun-
gen informiert bzw. aufgeklärt werden, die Rückkehr in Voll-
zeitbeschäftigung unterstützt und verstärkt Angebote über 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf bereitgestellt werden 
(vgl. auch c).

g) Aufstiege / Höhergruppierungen

Hier besteht derzeit kein Handlungsbedarf.

h) LOB

Hier besteht derzeit kein Handlungsbedarf.

i) Einstellungen / Bewerbungen

Die Stiftung stellte im Berichtszeitraum mehr Frauen als 
Männer ein. Die gesetzlichen Vorgaben des Grundgesetzes 
(Bestenauslese, Artikel 33 Abs. 2) sowie des Bundesgleich-
stellungsgesetzes (Gleichstellung von Frauen und Männern, 
Abhilfe von Benachteiligung und Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts, § 1) wurden somit umgesetzt. Das Auswahlgre-
mium für die Bewerbungsgespräche ist mindestens paritätisch 
besetzt oder der Frauenanteil überwiegt (§ 7, Abs. 3 BGleiG). Es 
besteht kein Handlungsbedarf.
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Die Stiftung hat sich eine Teilzeitrichtlinie gegeben, wonach 
Teilzeitanträge wohlwollend zu bescheiden sind und Ableh-
nungen umfassend und nach genauen Vorgaben zu begrün-
den sind. Im Berichtszeitraum wurden keine Teilzeitanträge 
abgelehnt.

Zudem wurde die Dienstvereinbarung über die Flexibilisierung 
der Arbeitszeit insoweit erweitert, als dass keine Kernarbeits-
zeiten vorgegeben sind und die Rahmenarbeitszeit auf 06:30 
Uhr bis 21:00 Uhr ausgedehnt wurde. Den Beschäftigten ist 
es somit möglich, dienstliche und persönliche Verpflichtungen 
flexibel zu vereinen.

Des Weiteren wurde 2018 eine Dienstvereinbarung über die 
mobile Arbeit abgeschlossen und 2024 aktualisiert, mit wel-
cher die Verrichtung des Dienstes flexibler und auch außerhalb 
des Arbeitsortes ermöglicht wird. Seit 2024 haben Beschäf-
tigte die Möglichkeit, 40% der wöchentlichen Arbeitszeit  - 
anstatt wie vorher 20% - von einem anderen Ort zu leisten. 
Im begründeten Ausnahmefall und nach Absprache mit der 
Führungskraft, kann der Prozentsatz erhöht werden.

Im Einzelfall werden auch Kinder mit an den Arbeitsplatz ge-
bracht und individuell beschäftigt. Dies ist formlos durch indi-
viduelle Absprachen mit den Vorgesetzten möglich. Mit dieser 
Maßnahme schaffen wir noch mehr Entlastung und Flexibilität 
für die Beschäftigten, der Bedarf hierfür ist jedoch in der Stif-
tung noch gering. Daher wird aktuell weder die Einrichtung ei-
nes Eltern-Kind-Arbeitsraumes noch das Veranlassen spezieller 
interner Regelungen hierfür thematisiert.

Die Führungskräfte sollen bei der Verteilung von Arbeitspa-
keten und bei der Planung von Besprechungen insbesondere 
die Bedürfnisse der Beschäftigten mit Familienaufgaben be-
rücksichtigen. So sollen beispielsweise Sitzungstermine in den 
Nachmittagsstunden nur in begründeten Ausnahmefällen an-
beraumt werden. Dies betrifft auch Fortbildungstermine für 
Teilzeitbeschäftigte.

Für die Stiftung ist es Teil des Selbstverständnisses, mit ihrer 
Programmatik und den gesetzten Ausstellungsthemen immer 
auch gegenwärtige gesellschaftliche Debatten und kulturellen 
Wandel aufzunehmen und abzubilden. Dieses Anliegen drückt 
sich im Leitbild aus und wird auch nach innen gelebt. Das Bun-
desgleichstellungsgesetz ist aktuell rein binär ausgerichtet. Wir 
gehen darüber hinaus und fühlen uns verpflichtet, ein diskri-
minierungsfreies und sicheres Arbeitsumfeld zu schaffen, das 
nichtbinäre, intergeschlechtliche und trans Personen inkludiert.

Seit 2017 verpflichten wir uns zu gendersensibler Schreibweise 
sowohl in der Kommunikation als auch bei unseren Ausstel-
lungstexten und Webinhalten. Die Führungskräfte wurden und 
werden zu diesem Thema fortgebildet. Die Personalabteilung 
verwendet in ihrer offiziellen Kommunikation geschlechtsneu-
trale Anreden. Im Jahr 2023 wurden an den Standorten der 
Stiftung Unisextoiletten eingerichtet. 

3. Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie, Pflege und Beruf 

4. Vielfalt als Teil der 
Stiftungskultur

IV. Ziele

Die Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Berufstätigkeit sind stiftungsweit ständig zu kommu-
nizieren und zu thematisieren.

Die Führungskräfte sind kontinuierlich einzubeziehen und zu 
informieren. Sie sind zudem durch Fortbildungen, Workshops 
und Gesprächsangebote im Sinne einer inklusiven Unterneh-
menskultur zu sensibilisieren.

Die bisher durch das langjährige Engagement der Gleichstel-
lungsbeauftragten in Zusammenarbeit mit der Stiftungsleitung 
erzielten Erfolge, gilt es zu erhalten. Die in 2024 neu gewählte 

Gleichstellungsbeauftragte geht mit Elan ihre Aufgaben an 
und achtet mit Sorgfältigkeit auf die Einhaltung des Bundes-
gleichstellungsgesetzes. Der vertrauensvolle Austausch zwi-
schen der Leitung Personal, Personalabteilung und der Gleich-
stellungsbeauftragten soll weiter erhalten bleiben und nach 
Möglichkeit mit mehr persönlichen Treffen erweitert werden.

Insgesamt ist festzustellen, dass die Museumsstiftung vorbild-
lich die Gleichstellung fördert und lebt.


